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Die Reform der Unfallversicherung.
Von Berufsgenossenschafts-Sekretär W. Retlow, Berlin.

VI. Die Aufbringung der Mittel.

a) Die Verteilung der Lasten.

Die Reichsunfallversicherung trat bei ihrer

Gründung an die Stelle der Haftpflicht. Sie er¬

setzte die Einzelhaftung des Betriebsinhabers,
dessen Leistungsfähigkeit oft sehr zweifelhaft
war und blieb, für in seinem Betriebe vor¬

kommende und ihm zur Last fallende Schädi¬

gungen der Beschäftigten durch die Allgemein¬
haftung der Gesamtheit der Unternehmer. Sie

entlastete somit einerseits den Einzelunternehmer
von Verpflichtungen, die ihn unter widrigen Um¬

ständen erdrücken müßten, und stellte anderer¬
seits zugleich die Ansprüche der Verletzten auf

eine gesicherte tragfähige Unterlage. Sonst jedoch
tastete sie außer einer geringen Erweiterung des

Rahmens der Entschädigungspflicht und der Ein¬

fügung des Entschädigungsverfahrens, dessen

Einleitung in der Regel von Amtswegen erfolgen
sollte, die Grundsätze der Haftpflicht kaum an,
vielmehr leben diese wenig verändert in der

Unfallversicherung fort. Denn im Gegensatz zu

den anderen Versicherungszweigen, die die ganze
Lebensführung der Versicherten in den Bereich
der ihnen zugewiesenen Fürsorge einbeziehen,
beschränkt sich die reichsgesetzliche Unfall¬

versicherung ausschließlich auf die Vorgänge
innerhalb der Betriebe und auf ihre allerengsten
Ausstrahlungen (§ 546 RVO.). Nur die Ver¬

letzungen, die unmittelbar bei einer dem Betriebe

dienenden Tätigkeit und als ihre natürliche Folge
entstehen und ferner solche, die durch die Art
ihrer Beschäftigung an sich schon versicherungs¬
pflichtige Personen nebenher bei der Verrichtung
häuslicher und anderer Dienste erleiden, zu denen
sie von dem Unternehmer oder dessen Beauf¬

tragten herangezogen werden, werden entschädigt.
Fahrlässige Handlungsweise schließt die Ent¬

schädigungspflicht nicht mehr aus, wohl aber die
vorsätzliche Herbeiführung des Unfalls. Mit
anderen Worten: die Versicherten sind überall
da gegen die Unfallgefahren geschützt, wo sie
für Unternehmer auf Erwerb und Verdienst ge¬
richtete Arbeit leisten, deren Ertrag nur zu

einem Teil ihnen selbst in Form des Arbeits¬
lohnes zufließt, deren Rest jedoch den Unter¬
nehmern als Mehrwert verbleibt. Wenn also seit¬

her die Kosten der Unfallversicherung (mit den
schon erwähnten Einschränkungen) aus den Bei¬

trägen der Unternehmer bestritten worden sind,
so ist darin kein Geschenk an die Arbeiter zu

erblicken, sondern nur eine Abgeltung solcher

Schäden, die im Dienst des Kapitals entstanden

sind, aus dem der Gesamtheit der Kapitalisten
verbleibenden Mehrwert.

Es kann sich nun fragen, ob eine andere

Verteilung der Lasten am Platze wäre, wenn die

von uns geforderten Erweiterungen der Unfall¬

fürsorge ihrer Verwirklichung entgegensehen, oder

wenn eine Sozialisierung bestimmter Gewerbe¬

zweige eintritt. Um den letzten Punkt vorweg¬
zunehmen, so ist der Streit um die Aufbringung
der Mittel in dem Augenblick müßig, wo irgend¬
ein Betrieb für Rechnung und Gefahr der Ge¬
meinde oder des Staates geführt wird. Fließen

unter Ausschaltung des Privatkapitals alle Ein¬

nahmen restlos diesen Körperschaften zu, so

tragen sie naturgemäß wie ja heute schon bei

allen Staats- und Gemeindewerkstätten auch alle

Lasten und somit auch die Versicherungsgebühren.
Dem ersten Teil der Fragestellung gebührt

dagegen ein entschiedenes Nein. Wie bereits

ausgeführt, sind die in die Versicherung einzu¬

beziehenden Gefahren nicht solche des täglichen
Lebens, sondern ebenfalls lediglich Ausstrahlungen
der Betriebe; sie entstehen, weil und sofern der

Verletzte im Berufe oder Betriebe tätig ist oder
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ihm zust^bt, um in ihnen mehrwertschaffende

Arbeit füi den Unternehmer zu leisten. Das muß

festgehalten werden. Der enge, ja allerunmittel-

barste Zusammenhang mit dem Betriebe bleibt

stets gewahrt. Die Berufskrankheiten sind ihrer

Natur nach so innig verknüpft mit der Betriebs¬

tätigkeit, ihre Entstehung überhaupt setzt eine

dauernde Beschäftigung im Berufe und eine so

nachhaltige Einwirkung seiner gesundheitsschädi¬
genden Einflüsse voraus, daß eine anderweite

Zuweisung als zur Unfallversicherung unver¬

ständlich wäre. Das hat ja das geltende Recht

mittelbar durch die Schaffung des § 547 RVO.

schon selbst anerkannt, wenn er auch nie An¬

wendung fand. Aus all diesen Gründen kann

also eine Berechtigung zur sachlichen Abänderung

des seitherigen Zustandes, soweit er die Tragung
der Lasten betrifft, nicht gefolgert werden, die

Unternehmer sind rechtlich wie sittlich zur

alleinigen Deckung auch dieser Kosten verpflichtet

b) Die Leistungsfähigkeit der Industrie.

Wir haben eingangs unserer Arbeit darauf

hingewiesen, daß eine Anzahl Gewerbezweige eine

schwere wirtschaftliche Krise durchmachen. Es

könnte daraus der Schluß gezogen werden, daß

die Berufsgenossenschaften, die diese Gruppen

umfassen, den kommenden Aufgaben gegenüber

völlig versagen müssen, wenn sie jetzt schon

kaum mehr den laufenden Anforderungen gerecht

zu werden vermögen, und daß daran alle Pläne

für die Zukunft scheitern müssen. Diese Schluß¬

folgerung ist falsch. Sie übersieht, daß wir gleich¬

zeitig die im verkehrten Aufbau liegenden Ur¬

sachen dieser Mängel aufgezeigt und betont

haben, daß ihre Wirkung in dem Augenblick auf¬

hören würde, wo man sich zur bezirksweisen

Gliederung an Stelle der schmalen beiuflichen

(z. B. Ziegelei-, Töpferei-, Glas Eerufsgenossen-
schaft in einer Industriegruppe) entschließt. Eine

Abwälzung irgendwelcher Lasten auf die All¬

gemeinheit jedenfalls steht außerhalb jeder Er¬

örterung und Möglichkeit. Das sollte für jeder¬
mann selbstverständlich sein. Wir dürfen nicht

einen Augenblick vergessen, daß die drückenden

Verpflichtungen der Berufsgenossenschaften her¬

rühren aus der jahrzehntelangen ungenügenden

Leistung ihrer Versicherungsträger. Es liegt aber

kein ersichtlicher Grund vor, ihnen die Abtragung
ihrer Schulden auch nur zu einem Teile zu er¬

lassen. Das liefe praktisch auf eine Belohnung

ihres seitherigen Verhaltens hinaus. Und wie

sollte eine solche Abbürdung zudem durchführbar

sein? Gewiß sieht die Gestaltung unserer Volks¬

wirtschaft und ihre nächste Zukunft keineswegs

rosig aus. Leiden aber etwa nur die Unternehmer

darunter? Trifft der Niederbruch nicht mit aller

Schärfe noch weit mehr die Arbeitnehmerschaft?

Ist nicht der einzelne Arbeiter bei Verlust der

Arbeitsmöglichkeit sehr bald aller Hilfsmittel

beraubt, kaum imstande, das nackte Leben zu fristen,

muß er nicht wirklich hungern? Diese tiefste

Zerrüttung bleibt den Unternehmern doch er¬

spart, sie vermögen sich auch weit eher wirtschaft¬

lich wiederaufzurichten und ihren Verpflichtungen
nachzukommen, während die große Masse der

Besitz- und Arbeitslosen auf lange Zeit aus der

Hand in den Mund lebt.

Solange die privatkapitalistische Wirtschafts¬

weise erhalten bleibt, darf darum an dem bis¬

herigen Stand nicht gerüttelt werden. Vielmehr

ist vermehrt darauf zu dringen, daß unverzüglich
in allen leistungsfähigen Industrien — sie sind

troß aller Fehlschläge noch in großer Überzahl

— und danach in den zu errichtenden Bezirks

Versicherungskörpern durch alljährliche Erhebung
besonderer Zuschläge zur Umlage die Rücklagen
so gestärkt werden, daß sie die aufgelaufenen
Verpflichtungen aus früherer Zeit allmählich

decken. Bei einigermaßen gutem Willen der

Beteiligten ist diese Aufgabe wohl zu lösen. Der

ungünstige Stand unserer Valuta kommt uns dabei

zur Hilfe, so eigenartig das klingen mag. Je eher

mit dieser Auffüllung begonnen wird, desto besser

für die Versicherung und ihre Träger. Jetzt sind

die Geldmittel vielfach noch flüssig, ihre Abstoßung
leichter. Die so bei einem niedrigen Stande des

Geldwertes aufgesammelten Mittel gewinnen aber

einen immer höheren inneren Wert, sobald sich

in hoffentlich absehbarer Zeit unsere Wirtschaft

wieder nachhaltig und stetig bessert, die künst

liehe Aufblähung des Geldmarktes aufhört und

damit der Kurswert unseres Geldes steigt, und

sichern die Beständigkeit der ganzen Unfall¬

versicherung, während unter Umständen die An¬

sprüche an sie sich verringern.

c) Die Kosten der Reform.

Der Einwand wird erhoben werden, als ob

die geforderten Verbesserungen der Unfallfürsorge
so überaus hohe und unerträgliche Mehrausgaben
bedingen, daß ihre Durchführung schon daran

scheitern muß, daß auf alle Fälle die Auf¬

wendungen für sie, den Gestehungskosten der

Waren zugerechnet, diese so verteuern, daß sie

einen Wettbewerb unserer Industrie mit den

anderen im In- und Auslande beeinträchtigen,
wenn nicht gar erdrosseln. Davon kann keine

Rede sein. Wir kennen die Weise. Dieses Lied

ist alt, bald so alt, als unsere bislang doch wahr¬

lich bescheidene Versicherungsgesetzgebung über¬

haupt. Ihr Weiterbestehen und jede kleine Än¬

derung sollte schon immer diese Folgen unweiger¬
lich nach sich ziehen. Doch was sahen wir stets ?

Trotz aller beweglichen Klagen (gerade auch in

Zeitschriften, die der Sozialpolitik zu dienen und

sie zu fördern vorgaben) haben sie in keiner

Weise den großartigen Aufschwung unserer Volks¬

wirtschaft vor dem Kriege zu hemmen ver¬

mocht. — Der bündigste Beweis für die Unwahr-

haftigkeit dieser Behauptungen.
Unser Wiederaufbau wird deshalb sicherlich

an dieser Klippe nicht scheitern. Im Gegenteil.
Die Arbeiterschutzgesetzgebung, wie wir sie

wünschen, ist vielmehr ein bedeutsamer Faktor

zur Gesundung unserer Lage. Gewiß, im Augen
blick werden höhere Kosten erwachsen. Aber

nur für kürzere Zeit. Wird die Unfallverhütung
auf die von uns erstrebte Grundlage gestellt, ist

sie das A und O der Unfallversicherung, dann

bleiben zahlreiche sonst brachliegende Arbeits¬

kräfte dauernder nützlicher Arbeit erhalten, erfolgt
#die Ausgestaltung des ersten Heilverfahrens, dann

werden die Verletzten sehr schnell geheilt dem

Wirtschaftsleben zurückgegeben, dann senken

sich aber auch sehr bald die Entschädigungsziffern.
Verbunden mit der Zusammenlegung der Ver¬

waltung und der Übertragung vieler Obliegen¬
heiten auf die Versicherungsämter tritt eine Ab¬

nahme der Belastung ein, die die Mehrausgaben
für die höheren Renten zum guten Teil wettmacht.

Aber auch die den einzelnen Verletzten zu

zahlenden Entschädigungen in Form der Renten

werden sich nicht dauernd auf der augenblicklich
notwendigen Höhe halten. Wir fordern ihre Er

höhung doch nicht deshalb, um den Verletzten

unbekümmert um die sonstige Gestaltung der

Dinge ein arbeitsloses Einkommen zu gewähr
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leisten. In jedem Fall soll die Rente den jeweiligen
Verlust an Arbeitskraft annähernd ausgleichen
und dem völlig oder überwiegendErwerbsunfähigen
ein Mindestauskommen sichern. Das muß unbe¬

dingt festgehalten werden. Was der einzelne

Mensch, was eine Familie alles in alle * zu ihrem

notwendigen Lebensunterhalt brauchen, steht fest.

Schwankend ist nur die in Geld ausgedrückte
Summe, mit der man diesen Bedarf zu decken

vermag. Darum geht der Streit. Wie wir oben

dargelegt haben, soll der der Rentenberechnung
zugrunde zu legende Jahresarbeitsverdienst stets

den jeweils auf bestimmte Zeit festgesetzten
Durchschnittslöhnen folgen, nach oben wie nach

unten. In der Leistung selbst tritt also keine

Änderung ein, nur die Geldmenge ist wechselnd.

Darum wird mit einer Hebung unserer Wirtschaft

zugleich eine Bedarfsverminderung in der Unfall¬

versicherung verbunden sein.

#

Wir wollen an dieser Stelle auf eine Frage
eingehen, die zwar nur bedingt mit der eben be¬

handelten zusammenhängt, die aber bisher heiß

umstritten war: Das Recht der Verletzten zur

Verweigerung von ärztlichen Eingriffen schwer¬

wiegenderer Natur. Wenn in der Vergangenheit
die Berufsgenossenschaften auf Anraten ihrer

Vertrauensärzte oftmals geraume Zeit nach Ab¬

schluß des ersten Heilverfahrens einem Verletzten

irgendeine Operation vorschlugen, z. B. Absetzung
störender verkrümmter Finger oder einzelner

Glieder, Stumpfverbesserungen u. a. — um solche

hingriffe drehte sich meist der Streit — so waren

sie nicht immer ausschließlich von der Sorge um

sein Wohl bedacht, sondern sehr oft von dem

Gesichtspunkt, daß nach erfolgter Heilung und

Anpassung die laufende Rente gemindert werden

oder gar wegfallen könne, auch wenn der Verlust

an Gliedmaßen größer geworden war, weil dann

nach der Rechtsprechung des Reichsversicherungs¬
amts nur noch ein sogenannter glatter Verlust

eines Fingers usw. vorlag. Dem widersetzten

sich die Verletzten, ein Zwang konnte in den

wenigsten Fällen unter Anwendung des § 606 RVO.
ausgeübt werden, § 608 RVO. half *uch nicht

immer, und kamen die Berufsgenossenschaften
nicht zum Ziel, dann klagten sie die Verletzten

in aller Öffentlichkeit der Rentensucht, des un¬

berechtigten Strebens nach der „Schnapsrente44
an. Die immerwährenden Beschuldigungen waren

unerquicklich Nun könnte auch uns nachgesagt
werden, wir bahnten mit unseren Forderungen
der Mehrung dieser Renten den Weg. Wir

müssen dem widersprechen.
Die Abneigung der Verletzten war und ist

solange wohl verständlich, als die Abgeltung
selten der tatsächlichen Einbuße nahekommt und

sodann, weil leider viele Versicherungsträger bei

einer später eintretenden Verschlimmerung der

Unfallfolgr unter Ausnutzung des dehnbaren und

jeder unlauteren Auslegung fähigen Wortlauts

der §§ 15, 47 RVO. die Verletzten aufs Glatteis

lockte und ihre berechtigten Ansprüche wegen
Verjährung hernach ablehnten. Zudem tragen
die Berufsgenossenschaften ja selbst oft die Schuld

an der unbefriedigenden Heilung der Verletzung,
weil sie sich um sie nicht rechtzeitig bekümmert
haben. Auch hier kann die Reform grundlegend
Wandel schaffen. Sind diese Mißstände und

Schikanen erst einmal restlos beseitigt, entspricht
die Entschädigung annähernd dem Ausfall, dann

kann sehr wohl erwogen werden, ob das Recht

der Verletzten, Operationen zu verweigern, zu

beschränken ist auf die Fälle schwerer und

schwerster Art, ohne daß man ihnen Unrecht

zufügt. Auch damit würde schließlich eine Ein¬

schränkung der Lasten verbunden sein.

c) Die Aussichten der Reform.
Wir sind am Schlüsse unserer Ausführungen,

soweit sie vornehmlich die gewerbliche Unfall¬

versicherung betreffen. Wir haben in gedrängter
Kürze die hauptsächlichsten, einer Nachprüfung
und Abänderung bedürftigen Punkte behandelt.

Erschöpft ist die Kritik damit jedoch nicht und wir

behalten uns deshalb eine Weiterführung unseres

Gegenstandes im einzelnen zu gelegener Zeit vor.

Das Ziel unserer Wünsche ist gemessen an

den bestehenden Zuständen; gewiß weitgesteckt,
aber dennoch nicht utopisch. Es rechnet durch¬

aus mit den gegebenen Tatsachen. Es erstrebt

auch nicht eine uferlose und unberechtigte Be¬

günstigung der Versicherten, sondern stellt stets

das Wohl des Ganzen voran, dem sich die

Wünsche der Versicherten einordnen müssen.

Welche Aussichten auf Verwirklichung eröffnen

sich ihm? Klar ist zunächst, daß Mitarbeiter in

großer Zahl nötig sind, die das Werk freudig
fördern und von seiner Notwendigkeit völlig
überzeugt sein müssen. Wir dürfen uns nicht

verhehlen, daß es daran noch sehr mangelt und

daß wir sie aus den Reihen der Angestellten der

heutigen Berufsgenossenschaften und aus anderen

weiterstrebenden Kreisen erst erziehen müssen.

Entscheidend für sein Schicksal ist aber nächst

der Arbeiterschaft die Haltung der Industrie. Da

müssen wir sagen: Wir können auf eine freudige
Unterstützung unserer Pläne in irgendeiner Ge¬

stalt durch sie nicht rechnen. So bedauerlich es

auch ist, daß letzthin dem Volkswohl zugute-
kommende Reformen nicht um ihrer selbst willen

gefördert werden, so müssen wir uns dennoch

mit dieser harten Tatsache abfinden. Auch die

Durchführung dieser Aufgabe wird leider eine

Machtfrage sein. Die Unternehmer werden weder

freiwillig in eine Teilung ihrer Rechte mit den

Versicherten einwilligen, noch zu weiteren

Leistungen bereit sein. Dieses Werk, das an

seinem Teile dazu beitragen könnte, weit¬

verbreitete Unzufriedenheit zu dämpfen und Miß¬

trauen zu beseitigen, wird, von Einzelheiten

abgesehen, selbst nur im Kampf der wider-

streitendsten Interessen zwischen Kapital und

Arbeit entstehen.

Sind die Geschäftsführer der Angestelltenklasse zuzurechnen?

Von Adolf

Diese Frage wird in berufsgenossenschaft¬
lichen Kreisen jetzt vielfach erörtert und es liegen
wichtige Äußerungen des Reichsversicherungs¬
amtes und des Arbeitgeberverbandes vor, die

diese Frage verneinen. Die Angestellten stehen

auf dem entgegengesetzten Standpunkt.
Wir sind der Ansicht, daß nach den Be¬

stimmungen des Unfall Versicherungsgesetzes,

Eltze-Reeck.

Gewerbeunfallversicherungsgesetzes und nach der

Reichsversicherungsordnung, wie auch nach der

historischen Entwicklung dieser Angestellten¬
gruppe aus den drei vorstehend erwähnten Ver¬

sicherungsgesetzen heraus, der Geschäftsführer

den Angestellten zuzurechnen ist. Die verschieden¬

artigen Auslegungen der Bestimmungen des

Betriebsrätegesetzes drängen jetzt zu einer Ent-
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Scheidung in der Frage, ob der Geschäftsführer als

wahlberechtigt und wahlfähig anzusehen, d. h., ob

er als Angestellter zu charakterisieren ist. Es

ist nur scheinbar die Möglichkeit gegeben, den

Geschäftsführer als Generalbevollmächtigten zu

qualifizieren und dann auf ihn die Bestimmung

des § 12 Abs. 2 BRG. anzuwenden.

Das Streben, die Geschäftsführer in die Klasse

der Generalbevollmächtigten einzureihen und als

solche dem Vorstande als Mitglieder einzuordnen,

ist jedoch rechtlich weder begründet, noch aus

sozialen Gründen wünschenswert. In ersterer

Beziehung hat das Reichsversicherungsamt in

seiner gutachtlichen Äußerung vom 14. No¬

vember 1919 sich bezogen auf den § 9 Abs. 2 der

Verordnung vom 23. Dezember 1918, wonach zu

den Angestellten die Generalbevollmächtigten
nicht gehören.

Diese Bestimmung ist durch § 104 Abs. 1 des

Betriebsrätegesetzes aufgehoben. Es kommen

daher lediglich die Vorschriften des Betriebsräte¬

gesetzes in Betracht. Hier ist in § 12 bestimmt,

daß Angestellte im Sinne des Betriebsrätegesetzes

Personen sind, welche eine der im § 1 Abs. 1

des Versicherungsgesetzes für Angestellte an¬

geführten Beschäftigungen ausüben, auch wenn

sie nicht versicherungspflichtig sind. Die ein¬

schränkenden Bestimmungen im Angestellten¬
versicherungsgesetz, wonach diejenigen Ange¬
stellten ausscheiden, deren Jahresarbeitsverdienst

5000 bzw. 15000 Mk. übersteigt, ist mithin nicht

übernommen. Im Betriebsrätegesetz treten in der

Hauptsache die wirtschaftlichen Gesichtspunkte in

den Vordergrund. Das Abhängigkeitsverhältnis
oder die Interessengemeinschaft gegenüber dem

Arbeitgeber und den übrigen Angestellten ist zur

Beurteilung heranzuziehen. Deswegen bestimmt

§ 12: „Nicht als Angestellter im Sinne dieses

Gesetzes gelten die Geschäftsführer und

Betriebsleiter, soweit sie zu selbständiger Ein¬

stellung und Entlassung der übrigen im Betriebe

oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeit¬

nehmer berechtigt sind, oder soweit ihnen Prokura

oder Generalvollmacht erteilt sind.44

Beide Vorbehalte treffen bei den Geschäfts¬

führern der Berufsgenossenschaften nicht zu.

Bisher ist noch keinem Geschäftsführer derselben

Befugnis erteilt worden, die ihm nachgeordneten

Angestellten nach seinem Gutdünken einzustellen

oder zu entlassen. Eine derartige Bestimmung
wäre nach § 698 Abs. 1 RVO. direkt ungesetzlich.
Auch die Einstellung von Aushilfskräften ist nur

in yanz bedingter Weise möglich und unterliegt
letzten Endes ausdrücklich der Beschlußfassung

des Vorstandes. Ebenso hat kein Geschäftsführer

Generalvollmacht im Sinne der Ausführungen des

Reichsversicherungsamtes.
Das Reichsversicherungsamt sagt in dieser

Beziehung: „Nach dem Spruchgebrauch wie auch

im Rechtsleben wird der Ausdruck General¬

bevollmächtigter auch dann angewendet, wenn

sich die Vollmacht nur auf einen bestimmten,

durch objektive Merkmale begrenzten größeren
Kreis von Vermögensangelegenheiten des Vollmacht¬

gebers bezieht, sofern sie nur den Bevollmächtigten

ermächtigt, innerhalb dieses Kreises den Voll¬

machtgeber in allen Angelegenheiten zu vertreten

und in diesem Umfangn alle seine Geschäfte zu

besorgen. Diese Voraussetzungen werden auf

die Geschäftsführer der nach der Verordnung
vom 23. Dezember 1918 in Frage kommenden ge¬

nossenschaftlichen Geschäftsstellen nach dem In¬

halt ihres Dienstvertrages zutreffen.* Wie

schon erwähnt, ist diese Bestimmung durch § 104

Abs. 1 des BRG. aufgehoben. Aber auch ab¬

gesehen hiervon ist die Auslegung des Begriffs

„Generalbevollmächtigter44 in Beziehung auf die

berufsgenossenschaftlichen Geschäftsführer durch¬

aus unzutreffend. Das Reichsversicherungsamt

sagt selbst, daß der Generalbevollmächtigte min¬

destens „einen durch objektive Merkmale be¬

grenzten größeren Kreis von Vermögensangelegen¬

heiten des Vollmachtgebers44 beherrschen müsse.

Alle diese Voraussetzungen treffen auf den be¬

rufsgenossenschaftlichen Geschäftsführer nicht zu.

Der berufsgenossenschaftliche Geschäftsführer hat

mit allen seinen Befugnissen nicht über einen

Pfennig des Vermögens der Berufsgenossenschaft

zu verfügen. Er muß zu der kleinsten Ausgabe

die Genehmigung seines Vorsitzenden haben, er

kann keine Zahlungsanweisung rechtsverbindlich

vollziehen, immer ist die Unterschrift des Vor¬

sitzenden erforderlich. Auch seine übrige ge¬

samte Tätigkeit berührt nicht die Vermögens-

Angelegenheiten der Berufsgenossenschaft. Der

Geschäftsführer hat z. B. die Unfallsachen nur

vorzubereiten und sie sodann seinem Vorstand

bzw. Vorsitzenden zur Entschließung vorzulegen;

er selbst hat bei dieser Beschlußfassung in keiner

Weise rechtsverbindlich mitzuwirken. Die einzige

Tätigkeit des Geschäftsführers, bei der er über

das "Vermögen der Berufsgenossenschaft ver¬

fügen kann, ist die Vertretung vor dem Ober¬

versicherungsarnt und dem Reichsversicherungs¬

amt. Bei diesen Vertretungen kann man aber

nicht von Einwirkung auf einen „größeren Kreis

von Vermögensangelegenheiten'1' reden.

Die Heranziehung der Entscheidungen des

Reichsgerichts über den Begriff „Generalbevoll¬

mächtigter44 ist aber auch darum verfehlt, weil

es sich in den Fällen, welche man dort im Auge

hatte, regelmäßig um Erwerbs-Genossenschaften

handelte, während die Berufsgenossenschaften

lediglich Verpflichtungen des öffentlichen Rechts

zu erfüllen haben. Die Entscheidungen des

Reichsgerichts beruhen also auf ganz anderen

Voraussetzungen, als sie für die Berufsgenossen¬
schaften in Frage kommen. Im allgemeinen be¬

deutet „Generalbevollmächtigter** die Befugnis,

jemand in seinen sämtlichen Angelegenheiten zu

vertreten.

Aber auch aus sozialen Gründen ist die Gleich¬

stellung der Geschäftsführer in irgendwelchem

Umpfange mit einem Vorstandsmitglied nicht

zweckmäßig.
Schon die Entstehungsgeschichte des § 12

Absatz 2 BRG. weist darauf hin, daß nicht beab¬

sichtigt war, die berufsgenossenschaftlichen Ge¬

schäftsführer aus dem Kreis der Angestellten
herauszuheben. Nach der alten Bestimmung im

§ 9 Abs. 2 der Verordnung vom 23. Dezember 1918

waren die Generalbevollmächtigten und Prokuristen

Zwar wegen ihrer dem Arbeitgeber völlig oder

nahezu völlig gleichartigen Stellung aus dem

Kreis der Angestellten im Sinne der Verordnung

ausgeschlossen. Das ist durch das Betriebsräte¬

gesetz wohlweislich dahin geändert, daß sie nur

dann als ausgeschlossen gelten, wenn sie gleich

zeitig Geschäftsführer und Betriebsleiter sind.

Daß die berufsgenossenschaftlichen Geschäftsführer

nicht Generalbevollmächtigte sind, ist bereits oben

ausgeführt. Bei den kaufmännischen General¬

bevollmächtigten handelt es sich offensichtlich

um eine wirtschaftliche Interessengemeinschaft,
die ihre Zurechnung zum Vorstand rechtfertigt.

Von einem solchen Interesse kann bei den berufs

genossenschaftlichen Geschäftsführern überhaupt

nicht die Rede sein, da sie ihre Pflichten rein
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objektiv im Sinne des Gesetzes, und nicht im

Sinne eines wirtschaftlichen Interesses der Arbeit¬

geber erfüllen sollen. Der Arbeitgeberverband
Deutscher Berufsgenossenschaften hat der Ansicht

des Reichsversicherungsamts zugestimmt. Er

vertritt die Absicht, nicht nur die Geschäftsführer,
sondern auch die „ständigen Stellvertreter44 des¬

selben aus der Angestelltenklasse hervorzuheben,
und zwar ausgesprochen zu dem einzigen Zwecke,

daß beide die Interessen des Vorstandes gegen¬

über den Angestellten vertreten. Einzig, weil alle

anderen wichtigen Entscheidungen durch Gesetz

dem Vorstand vorbehalten sind, der Geschäfts¬

führer könnte da immer nur Berater sein.

Mit anderen Worten gesagt, man will den

Angestellten ihre intelligentesten Vertreter — im

theoretischen Sinne — nehmen und einen Gegen¬
satz hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Interessen

gegenüber dem Arbeitgeber künstlich konstruieren.

Der Arbeitgeberverband hat weiter das Reichs¬

arbeitsministerium ersucht, in den zu erlassenden

Ausführungsbestimmungen über § 11 Absatz 1

Ziffer 2 BRG. eine Bestimmung vorzusehen, daß

durch Beschluß des Vorstandes, dessen Rechte und

Pflichten als Arbeitgeber auf dessen Geschäftsführer

und zugleich für den Fall seiner Behinderung auf

dessen ständigen Stellvertreter übertragen werden

können. Eine solche Bestimmung würde aber

dem § 703 RVO., wonach nur „bestimmte Auf-

gaben* besoldeten Geschäftsführern übertragen
werden können, widersprechen. Der Umfang
dieser Übertragung ist, soweit sie überhaupt als

zulässig erachtet wurde, durch das Rundschreiben

des Reichsversicherungsamtes vom 18. September
1903 bereits begrenzt. Falls diese weitere Über¬

tragung der Pflichten des Vorstandes auf den Ge¬

schäftsführer erfolgen soll, so haben die ehren¬

amtlichen Organe der Berufsgenossenschaft keine

Existenzberechtigung mehr.

Wenn diese ihres Ehrenamtes so überdrüssig

sind, daß sie ihre vornehmsten Pflichten an die

Geschäftsführer übertragen wollen, so sind die

Berufsgenossenschaften für die Bürokratisierang
(Verstaatlichung) überreif. Wozu öffentlich recht¬

liche Selbsverwaltungs-Körpersch&ften, wenn ihre

einzige wesentliche Funktion nur noch in der

Genehmigung des Haushaltsplanes bestehen soll?

So wird der Sinn und Zweck der Selbstverwaltung
in das Gegenteil umgekehrt. Durch die Selbst¬

verwaltung soll doch eben der unmittelbare, durch

keine Zwischenstellen gehemmte Einfluß auf die

gesamten Geschicke der Einrichtung gewährleistet
werden. Die am Eigenen gesammelten Erfahrungen
sollen bei allen Maßnahmen der Organe von aus¬

schlaggebender Bedeutung sein. Und darum ist

alies allein dem Vorstande in die Hände gelegt.
Kommt die Teilnahme der Versicherten an den

Geschäften der Organe, so werden diese Rechte

vermutlich weit mehr wie bisher beansprucht
werden.

Die Angestellten sehen die Berufsgenossen¬
schaften als Vollstrecker des öffentlichen Rechts

in erster Instanz an, Niemandem zu Liebe, Nie¬

mandem zu Leide. Darum hören sie sich gern

als solche bezeichnet, die ohne Parteilichkeit ihre

Pflichten erfüllen. Wollte man die Auffassung
des Reichsversicherungsamtes sich zu eigen

machen, so bedeutet dies die Aufreißung einer

Kluft zwischen dem Geschäftsführer, als dem

Vertreter der wirtschaftlichen Interessen der

Arbeitgeber (möglichst niedrige Renten) und den

unfallversicherten Arbeitern (möglichst hohe

Renten). Aber auch gegenüber den Beamten ist

die Loslösung des Geschäftsführers aus dem An¬

gestelltenkreis nicht zweckmäßig. Bei vorbild¬

lichen Verwaltungen wird der Geschäftsführer

die Vermittlungsstelle für die Wünsche der An¬

gestellten sein. Er wird die Durchführbarkeit

dieser Wünsche mit den letzteren zunächst be¬

sprechen und sie sodann dem Vorstande in ob¬

jektiver Weise vortragen. Das würde auch nach

den Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes der

Fall sein, mit der Abänderung, daß statt der

einzelnen Beamten künftig der Betriebsrat bzw.

Betriebsobmann in der Regel die Vorbesprechung
mit dem Geschäftsführer halten würde. Ein

weiterer Grund gegen die Ausschließung der

Geschäftsführer aus der Angestelltenklasse ist

die Schwierigkeit einer Bestimmung, welche Ge¬

schäftsführer als Vorstandsmitglieder angesehen
werden sollen. Bei Beurteilung dieses Gesichts¬

punktes bedarf der Umstand, daß die Zuständig¬
keitsfrage bei den einzelnen Berufsgenossen¬
schaften ganz verschiedenartig geregelt ist, err oter

Erwägung. Soll die Erhebung der Geschäfts¬

führer aus der Angestelltenklasse nach dem

Umfange der Sektionen, oder nach der geistigen
Eignung der Geschäftsführer bemessen werden?

Die Zahl der Beamten bei den Sektionen ist

mit wenigen Ausnahmen gering, zehn Ange¬
stellte ist eine hohe Durchschnittszahl, viele haben

weniger, manchmal nur eine Person oder zwei.

Aber in diesen kleinen Sektionen sind, je nach

der Art der in ihnen vereinigten Betriebe, die

vorkommenden Arbeiten komplizierter Natur, die

ein reiches Wissen erfordern. Wie soll man den

Umfang des Wissens erkennen und abstufen ?

Die Vorbildung sowie Prüfungen sind zuweilen ein

recht unsicherer Maßstab und trotz aller dieser

Schwierigkeiten müßten sichere Unterscheidungs¬
merkmale geschaffen werden, wenn man den

Geschäftsführern alle Rechte und Pflichten des

Vorstandes übertragen wollte. Es sind Fälle

bekannt, wo die Geschäftsführer der Sektionen

in die Angestelltenkla?se II eingereiht worden

sind, ein Beweis für das geringe Maß der Wert¬

schätzung, mit welchem die Geschäftsführer von

ihrem eigenen Vorstand gewürdigt werden. Unter

Berücksichtigung aller Umstände und im Hinblick

auf die beabsichtigte Verschmelzung der gesamten

Versicherungszweige erscheint es richtig, die An¬

träge des Arbeitgeber-Verbandes abzulehnen, die

Geschäftsführer offiziell in die Angesteiltenklassen
einzureihen und nicht ein neues Reis auf einen

kranken Baum zu pfropfen.
Wie oben schon bemerkt, hat der Arbeit¬

geberverband das Reichsarbeitsministerium um

Erlaß einer Verfügung in dem von ihm ge¬

wünschten Sinne gebeten. Das Reichsarbeits¬

ministerium hat unterm 3. Juni 1920 folgenden
Bescheid gegeben:

„1. Eine Ausführungsbestimmung darüber, ob

die Geschäftsführer der Berufsgenossenschaften
und deren ständige Stellvertreter Angestellte im

Sinne des § 12 Betriebsrätegesetz sind oder nicht,

würde den Rahmen der Verordnungsbefugnisse
überschreiten und nicht zulässig sein. Auch muß

ich es im Hinblick auf die Verschiedenartigkeit
der tatsächlichen Verhältnisse innerhalb der ein¬

zelnen Berufsgenossenschaften ablehnen, eine

allgemein gültige Entscheidung zu treffen, und

es vielmehr den im einzelnen Fall nach §§ 9Ü3, 103

Betriebsrätegesetz zur Entscheidung berufenen

Stellen überlassen, die rechtliche Stellung der

Geschäftsführer und ihrer ständigen Stellvertreter

nachzuprüfen. Ich weise darauf hin, daß der in

Ihrem Schreiben vom 27. März 1920 erwähnte
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Bescheid des Reichsversicherungsamts vom 14 No¬

vember 1919 I Ag. 143 — keine Entscheidung,
sondern nur eine Meinungsäußerung darstellt

auch die Gleichstellung mit einem Generalbevoll¬

mächtigten nur für den Geschäftsführer selbst

annimmt, sie aber im allgemeinen für den stell¬

vertretenden Geschäftsführer verneint.

2. Was die in dem Schreiben vom 10. Mai

1920 erfolgte Gegenüberstellung des Rund¬

schreibens des Reichsversicherungsamts vom

1. April 1920 - I Ag 58 - und meines Bescheides

vom 10. April 1920 I A 1007 — betrifft, so be¬

merke ich ergebenst das Folgende: Ich habe in

der Tat durch Erlaß an den Herrn Präsidenten

des Reichsversicherungsamts bestimmt, daß die

Rechte und Pflichten des Arbeitgebers nach dem

Betriebsrätegesetz bei den Berufsgenossenschaften
durch die Vorstandsvorsitzenden auszuüben sind.

Mein Bescheid vom 10. April 1920 sollte nur

negativ zum Ausdruck bringen, daß die Reichs¬

regierung davon abgesehen hat — im Gegensatz
zur preußischen Regierung (vgl. die Ausführungs¬
bestimmungen des Preuß Handelsministeriums

vom 8. März 1920) — allgemeine Ausführungs-
bestimmungen zu § 14 Betriebsrätegesetz zu

erlassen. Nicht dagegen sollte durch mein Schreiben

vom 10. April 1920 das Recht der für die Berufs¬

genossenschaften in Frage kommenden obersten

Reichsbehörde, nämlich des Reichsarbeitsministe¬

riums, ausgeschlossen werden, für seinen Auf-

sichtsbereicii Anordnungen über die Ausübung
der Rechte und Pflichten des Arbeitgebers bei

Körperschaften des öffentlichen Rechts zu er¬

lassen. Die einzelnen Ministerien sollten nach

dem Willen der Reichsregierung, ohne daß es

eben einer besonderen Vollmacht bedürfte, be¬

rechtigt sein, innerhalb ihres Bereichs solche

Anordnungen zu treffen. Es verbleibt mithin

bei der Rechtslage, wie sie sich aus dem Rund¬

schreiben des Reichsversicherungsamts vom L April
1920 I Ag. 58 - ergibt.44

Damit sagt das Reichsarbeitsministerium ganz

deutlich, daß seine Auffassung die ist, daß die

Geschäftsführer der Berufsgenossenschaften als

Angestellte im Sinne des Betriebsrätegesetzes
zu gelten haben. Auch die einzelnen Ministerien

werden nach gerechter Würdigung der Gründe,
die für die Unterstellung der Geschäftsführer

unter das Betriebsrätegesetz sprechen, zum Erlaß

einer anderen Verfügung nicht kommen dürfen.

Verwaltung.
Reichskonferenz der Kassenangestellten im

Zentralverband der Angestellten. Die Reichs¬

konferenz tagte am 27. Juni in Jena und befaßte

sich u. a. mit dem Tagesordnungspunkt: „Beamten-

eigen<chaft oder Tarifvertrag.44 Folgende Ent¬

schließung wurde hierzu angenommen:
Die arn 27. Juni 1920 in Jena tagende Reichs¬

konferenz der Krankenkassenangestellten hält

nach wie vor an der gewerkschaftlichen Regelung
ihrer Dienst- und Einkommenverhältnisse und

somit an der Tarifgemeinschaft fest und erblickt

in derselben die beste Möglichkeit, die Interessen

der Kollegenschaft zu wahren und zu fördern.

Die Beamteneigenschaft würde das für die Ent¬

faltung der Sozialversicherung notwendige Selbst¬

verwaltungsrecht der Krankenkassen verkümmern

und die Kassenangestellten würden in ihrer

persönlichen und wirtschaftlichen Freiheit die

bedenklichsten Einengungen erleiden.

Die Konferenz ist aber hinsichtlich der Be¬

soldung der Kassenangestellten sehr unzufrieden

mit der mit dem Hauptverband deutscher OKK.

eingegangenen Tarifgemeinschaft und mit dem

Beschluß vom 11. Juni 1920 über die Erhöhung
des tariflichen Mindesteinkommens. Der Vor¬

stand des Zentralverbandes der Angestellten
wird deshalb beauftragt, schnellstens mit allen

Mitteln als nächstes Ziel mindestens die materielle,
aber nicht schematische Gleichstellung auch in

der Anrechnung der Dienstjahre mit den Reichs¬

beamten nach dem Reichsbesoldungsgesetz durch¬

zusetzen. Auch sollen inzwischen die Gaufach¬

leitungen des Zentralverbandes der Angestellten
beidenrnterorg«inendesHauptverbande>.leutscher
Ortskrankenkassen auf die re.;t!ose Anerkennung
dieser Forderung hinarbeiten.

Der Vorstand des Zentralverbandes der An¬

gestellten hat im Sinne dt r heutigen Konferenz

handelt, al r di mit dem Hauptverband
deutscher OKK. eingegangene Tarifgemeinschaft
gekündigt hat.

Außerdem vertritt die heutige Konferenz die

Auffassung, daß in der freien deutscher: Republik
auch den K kenka .angestellten und-Beamten

in gleicher Weise wie der gesamten Arbeiter¬

und Angestellter schaft das Recht werden muß,
frei und unabhängig von behördlichen Ein¬

mischungen Tarifverträge oder Dienstordnungen
abzuschließen resp. abzuändern, und fordert des¬

halb von der Gesetzgebung die schleunigste Be¬

seitigung der dieses Recht einschränkenden Be¬

stimmungen der Reichsversicherungsordnung, ins¬

besondere des § 355.

Richtlinien für die zentralen und bezirklichen

Verhandlungen:
1. Gruppierung nach den Bezeichnungen des Reichs¬

tarifs.

2. Tarifgruppe 4 — Gruppe 5 des Besoldungsgesetz.
„

3 =
„

6
„ „

2 — 7

w
*¦
==

*
8

„ „

3. Einjähriges Aufrücken.

4. Endgehalt mit Beginn des 15. Dienstjahres.
5. Einreihung in die gleiche Stufe des neuen Be¬

soldungsplanes.
6. Inkrafttreten ab 1. April 1920.

Kraiker, Mannheim.

Wir werden in der nächsten Nummer auf die

Tagung zurückkommen.

Zur Einigung zwischen Ärzten und Kranken¬

kassen. Bei den Einigungsverhandlungen, die

kürzlich im Reichsarbeitsministerium stattgefunden
und zu einer völligen Übereinstimmung geführt
haben, dienten als Grundlage das Tarifabkommen

vom 9. Dezember 1919, die Vereinbarungen vom

1. Juni 1920 und die Schiedssprüche vom 2. und

4. Juni 1920. Danach wird das Arztsystem grund¬
sätzlich der freien Vereinbarung zwischen Kranken-
kassen und Ärzten oder ihren Verbänden über¬

lassen. Wo die freie Arztwahl bereits besteht,

muß sie aufrechterhalten bleiben, sofern dadurch

nicht die Leistungsfähigkeit der Kasse gefährdet
wird. Bei der freien Arztwahl kann der Kranke

grundsätzlich jeden zugelassenen Arzt in Anspruch
nehmen. In ländlichen, nicht industriellen Be

zirken hat der Kranke einen der nächstwohnenden
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Ärzte zu Rate zu ziehen. Einen anderen zu

gelassenen Arzt kann der Kranke in Anspruch
nehmen, falls er die dadurch entstehenden Mehr¬

kosten trägt.
Die Vergütung ist von der Kasse unmittelbar

an den einzelnen Arzt zu zahlen. Sie beträgt
nach dem Schiedsspruch vom 2. Juni 1920 für die

Beratung in der Wohnung des Arztes 4 Mk. und

für den Besuch In der Wohnung des Kranken

6 Mk. Für die übrigen Leistungen sollen die

Mindestsätze der demnächst zu erwartenden neuen

preußischen Gebührenordnung gelten. Bis dahin

wird auf die Sätze der vor dem Januar 1914

gültigen preußischen Gebührenordnung ein Zu¬

schlag von 150 Prozent, für Geburtshilfeleistungen
ein solcher von 400 Prozent gewährt. Die Fest¬

setzung von Pauschbeträgen bleibt der örtlichen

Vereinbarung überlassen. Für die besetzten Ge¬

biete sind zu den erwähnten Sätzen noch besondere

Erhöhungen zu vereinbaren. Die neuen Sätze

gelten vom 1. April 1920 ab.

Zur Ergänzung und Förderung der kassen¬

ärztlichen Behandlung wie auch zur Ausgestaltung
der allgemeinen gesundheitlichen Fürsorgepflege
sind die Kassen berechtigt, diagnostische In¬

stitute, Beratungs- und Fürsorgestellen, Behand¬

lungsanstalten für physikalische Therapie oder

für medikomechanische Heilmethoden und der¬

gleichen zu errichten. Die Benutzung dieser Ein¬

richtungen steht den Kassenmitgliedern und ihren

Angehörigen nach den gleichen Grundsätzen frei,
wie die Inanspruchnahme der zugelassenen Ärzte,
die nach den entsprechenden Methoden behandeln.

Die Schlichtung künftiger Streitigkeiten zwischen

den Kassen und Ärzten soll durch Schiedsämter

erfolgen, gegen deren Entscheidung die Berufung
an das Zentralschiedsamt zulässig ist. Wie diese

Schiedsämter im einzelnen auszugestalten sind,
soll noch vereinbart werden.

Betriebsrategesetz und Dienststellung der

Beamten und Angestellten der Krankenkassen.

Erlaß des Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt

vom 15. Mai 1920. Die Vorschriften des Betriebs¬

rätegesetzes vom 4. Februar 1920 (RGBl. S. 147)
gelten für alle Betriebe, Geschäfte und Ver¬

waltungen des öffentlichen und privaten Rechtes

und finden somit auch auf die Krankenkassen

Anwendung.
Ich mache auf Folgendes aufmerksam:

1. Nach § 13 Abs. 2 des Betriebsrätegesetzes
und der zur Ausführung dieser Vorschrift er¬

lassenen Verordnung vom 8. März 1920 (GS. S. 57)
haben die Vorstände der Krankenkassen darüber

Bestimmung zu treffen ob die Kassenangestellteri,
welchen die Rechte und Pflichten gemeindlicher
Beamten übertragen sind, als Angestellte im Sinne

des Betriebsrätegesetzes zu beachten sind und

alsdann mit den übrigen Kassenangestellten zu¬

sammen die Betriebsversammlung zu bilden und

den Betriebsrat zu wählen haben. Diese An¬

ordnungen der Vorstände bedürfen der Zustimmung
der Staatsaufsichtsbehörde; dies ist nach Artikel 1

zu § 13 Absatz 2 der genannten Verordnung der

Regierungspräsident, in Berlin der Oberpräsident.
Wird die Zustimmung versagt, so habe ich end¬

gültig zu entscheiden. Die Voraussetzung für

diese Gleichstellung der Krankenkassenbeamten
mit den Kassenangestellten sind im Artikel 1

unter Nr. 2 anzugeben.

2. Die Vorschriften der Reichsversicherungs¬
ordnung über Angestellte und Beamte (§§ 349 ff.)
*ind durch das Betriebsrategesetz nicht aufgehoben,

sondern bestehen neben den Vorschriften dieses
Gesetzes sowie der Verordnung vom 23. Dezember
1918 über Tarifverträge, Arbeiter-und Angestellten¬
ausschüsse und Schlichtung von Arbeitsstreitig¬
keiten (RGBl. S. 1546) zu Recht. Wenn daher
der Betriebsrat einer Krankenkasse gemäß § 66
Nr. 3 BRG. den Schlichtungsausschuß oder eine

vereinbarte Einigungs- oder Schiedsstelle anruft
oder npch Nr. 5 daselbst Dienstvorschriften oder

Änderungen derselben mit den Kassenvorständen

vereinbart, wenn er ferner nach § 78 Nr. 2 bei
der Regelung des Arbeitsverhältnisses mitwirkt,
nach Nr. 8 mit den Kassenvorständen Richtlinien
über die Einstellung von Angestellten vereinbart
oder bei Entlassung solcher mitwirkt, so ist

gleichwohl bei entstehenden Streitigkeiten ein
Verfahren der Versicherungsbehörden nach

§ 358 RVO. zulässig, wie andererseits die zwischen
dem Betriebsrat und den Kassenvorständen ge¬
troffenen Vereinbarungen, ebenso wie die Be¬

stimmungen von Tarifverträgen nur dann rechts¬

gültige Bestandteile der Dienstordnung werden,
wenn sie gemäß § 355 RVO. vom Oberversicherungs¬
arnt genehmigt worden sind. Gegen Entlassungen
von Angestellten, die auf einer gesetzlichen Ver¬

pflichtung beruhen (vgl. § 354 Absatz 6, § 357

Absatz 2 RVO.), ist ein Einspruch beim An¬

gestelltenrat überdies nach § 85 Abs. 2 BRG nicht

zulässig.
3. Für Streitigkeiten, über welche der Bezirks¬

wirtschaftsrat zu entscheiden hat, tritt an dessen

Stelle bis zur Einrichtung von Bezirkswirtschafts¬

räten nach den Ausführungsbestimmungen des
Ministers für Handel und Gewerbe vom 8. März

1920 zu § 203 BRG. der Bezirksausschuß.

Sollten aus dem Nebeneinanderbestehen der

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und

des Betriebsrätegesetzes Streitigkeiten entstehen,
so würden über dieselben im Rahmen der Vor¬

schriften der Reichs Versicherungsordnung zunächst

die zuständigen Versicherungsbehörden zu ent¬

scheiden haben. Für grundsätzliche Fragen und

für diejenigen Fälle, in denen ich auf Beschwerde

zu entscheiden habe, behalte ich mir meine

Stellung vor.

Anmerkung der Redaktion: Daß durch diesen

Erlaß Klarheit geschaffen wurde, wird niemand

behaupten wollen. Die gleichzeitige Anwendung
der Reichsversicherungsordnung und des Betriebs-

iätegesetzes bringt einen unlöslichen Widerspruch.
Hier kann nur eins helfen, nämlich die An¬

erkennung des Grundsatzes, daß die alten

Bestimmungen der ReichsVersicherungsordnung
durch das neuere Betriebsrätegesetz überholt

und damit außer Kraft gesetzt sind. (Vgl. auch

den Schiedsspruch unter „Rechtsprechung44.)

Wert der Sachbezüge. Erlaß des Ministers

für Volkswohlfahrt vom 17. Mai 1920. Die von

den Versicherungsämtern festgesetzten Ortspreise,
nach denen der Wert der Sachbezüge festgesetzt
wird (§ 160 Abs.2 RVO.), stehen wegen der jetzigen
grolien Teuerung aller Lebensbedürfnisse vielfach

in keinem Verhältnis zu d^n tatsächlichen Kosten

der Sachbezüge. Zahlreiche Verbicherungsämter
sollen bisher eine Nachprüfung der vor mehreren

Jahren festgesel nOrtspi eise nicht vorgenommen
haben. Unter Hinweis auf den Erlaß der Herren

Minister für Handel und Gewerbe und für Lar.d-

wi haft, Domänen und Forsten vom 12. Januar

191S (HMBl. S. 75) ersuche ich, die Versicherungs-
ämter erneut : lie Beseitigung etwaiger Miß-

.nde hinzuweisen.
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Die Vergütung fflr die Quittungskarten¬

ausgabe. Unter Abänderung des Erlasses des

Herrn Ministers für Handel und Gewerbe vom

14. November 1918 (HMBl. S. 284) setze ich auf

Grund des § 1455 Absatz 2 der RVO. die Ver¬

gütung, welche den Krankenkassen und knapp¬
schaftlichen Krankenkassen für die Ausstellung

und den Umtausch der Quittungskarten künftig

zu gewähren ist, auf 15 Pf. für jede Karte fest.

(Erlaß des preußischen Ministers für Volkswohl¬

fahrt vom 12. Mai 1920.)

Gesetz, betreffend Abänderung der Ver¬

ordnung der Reichsregierung Ober Änderung

des Verfahrens In Militärversorgungssachen vom

1. Februar 1919 (RGBl. S. 149). Vom 15. Mai 1920.

(RGBl. 1920 S. 1064.)

Die verfassunggebende Deutsche National¬

versammlung hat das folgende Gesetz beschlossen,

das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver¬

kündet wird:
I.

Artikel II der Verordnung der Reichsregierung
über Änderung des Verfahrens in Militärver¬

sorgungssachen vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 149)

wird, wie folgt, geändert:
L Im § 3 Abs.2 ist an die Stelle der Worte „einem

Vertreter der Militärverwaltung44 zu setzen:

„einer von der Reichsverwaltung (Reichsarbeits¬
minister) bestellten, im Versorgungswesen
erfahrenen Person.44

2. Im § 5

a) im Abs.2 ist an die Stelle der Worte „zwei

Vertreter der Militärverwaltung, und zwar

einem Offizier und einem höheren Beamten

der Militärverwaltung" zu setzen: „zwei von

der Reichsverwaltung (Reichsarbeitsminister)
bestellten, im Versorgungswesen erfahrenen

Personen44,

b) als Abs. 3 ist einzufügen:
Mit dem Vorsitz können bis auf weiteres

auch andere ständige Mitglieder des Reichs¬

versicherungsamts durch den Reichsarbeits¬

minister beauftragt werden.

3. Im § 6 Abs. 2 ist an die Stelle der Worte

„drei Vertreter der Militärverwaltung, und zwar

zwei Offiziere und einem höheren Beamten

der Militärverwaltung4* zu setzen: „drei von

der Reichsverwaltung (Reichsarbeitsminister)
bestellten, im Versorgungswesen erfahrenen

Personen.44

4. Der § 7 ist zu streichen.

5. Im § 10 Abs. 3 ist als Satz 2 einzufügen: „Ist

auch hiernach eine Zuständigkeit nicht gegeben,
so bestimmt der Reich>arbeitsminister das zu¬

ständige Berufungsgericht
"

6. Im § 11 treten an die Stelle der Absätze 2

und 3 folgende Vorschriften: „Der Rekurs ist

ausgeschlossen, wenn durch den Bescheid eine

für eine Herabsetzung der Krwerbsfahigkeit

um nicht mehr als 30 v. H. gewährte Rente

wegen wesentlicher Veränderung der Ver¬

hältnisse gemindert oder entzogen worden ist.

Dies gilt nicht, wenn durch den Bescheid zu¬

gleich ein Antrag auf Erhöhung der Rente

zurückgewiesen worden ist. Hat der Kläger
im Berufungsverfahren an Stelle der Minderung
oder Entziehung die Erhöhung der Rente be¬

antragt, so ist die Entscheidung d°s Be¬

rufungsgerichts auch über den Erhöhung—

antrag endgültig. Ist durch den Bescheid zu¬

gleich über Ansprüche anderer Art entschieden

worden, so ist der Rekurs insoweit zulässig.

Die Vorschrif'en des Abs. 2 gelten ent¬

sprechend, wenn eine nach den früheren

MilitärVersorgungsgesetzen festgestellte Teil¬

rente von nicht mehr als 30 v. H. erstmalig
auf Grund des Reichsversorgungsgesetzes neu

festgestellt wird.

Der Rekurs ist ferner ausgeschlossen, wenn

es sich um

1. Heilbehandlung und Heilanstaltspflege,
2. Krankengeld,
3. Hausgeld,
4. Sterbegeld,
5. Elternrente

handelt, es sei denn, daß der ursächliche Zu*

sammenhang des Schadens mit einer Dienst-

beschädigung streitig ist

Der Rekurs ist endlich ausgeschlossen,
wenn es sich lediglich um die Gebühren und

außergerichtlichen Kosten des Verfahrens

handelt.

7, Der § 14 ist durch folgende neue Vorschrift

zu ersetzen:

§ 14. Der Reichsfiskus wird im Spruch¬
verfahren durch die zuständige oberste Reichs¬

behörde vertreten. Diese kann unbeschadet

ihrer eigenen Vertretungsmacht die Vertretung
einer nachgeordneten Stelle übertragen.

Das Reichs Militärversorgungsgericht ist be¬

fugt, die zuständige oberste Reichsbehörde um

eine Äußerung zu ersuchen und zum Verfahren

zuzuziehen.

8. Im § 16 Abs.2 ist Satz 1 durch folgende Vor¬

schrift zu ersetzen:

Die Gebühr in dem Verfahren vor den

Militärversorgungsgerichten beträgt drei bis

einhundert Mark, in dem Verfahren vor dem

Reicns Militärversorgungsgericht fünf bis zwei¬

hundert Mark.

9. Im § 18 ist als Abs. 2 einzufügen:

Von der Einziehung der Gebühren kann

abgesehen werden, wenn die Beitreibung sich

als eine besondere Härte darstellt.

IL

Artikel III der Verordnung der Reichsregierung
über Änderung des Verfahrens in Militärver¬

sorgungssachen vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 149)
wird wie folgt abgeändert:

§ 1703a Abs. 2 RVO. erhält folgende Fassung:

Zur Verhandlung und Entscheidung der

Sache sind in diesem Falle aus den Beisitzern

des Reichs-Militärversorgungsgerichts eine von

der ReichsVerwaltung (Reichsarbeitsminister)
bestellte, im Versorgungswesen erfahrene Person

und eine versorgungsberechtigte aus dem aktiven

Militärdienst ausgeschiedene Person, die der

- Präsident des Reichs-Militärversorgungsgerichts
bezeichnet, als weitere Beisitzer zuzuziehen.

Hauptversammlung der Betriebskranken

kassen. Der Verband zur Wahrung der Interessen

der deutschen Betriobskrankenkassen (Sitz Essen)

hat am 25. und 26. Juni in Eisenach eine Tagung

abgehalten. Nach dem von dem Vorsitzenden,

Justizrat Wandel, Direktor von Friedrich Krupp

A.-G., erstatteten Geschäftsbericht umfaßt der

Verband 3448 Mitgliedskassen mit rund drei

Millionen Versicherten. Üb^r das Verhältnis zu

den Ärzten berichtete Handlungsbevollmächtigter
Heinemann, Essen: Nach den Feststellungen der

Gerichte sei es nicht mehr zweifelhaft, daß de

Ärzte unberechtigterweise aus den Verträgen
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fristlos ausgetreten seien. Deshalb hafteten die

Arzte für den aus diesem Vertragsbruch ent¬

standenen Schaden. Die Kassen hätten bisher

den Abwehrkampf gut durchgeführt, da die Ver¬

sicherten hinter ihnen ständen. Die Kassen seien

zu Entgegenkommen bereit, jedoch müßten die

Arzte den Lebensinteressen der Kassen Rechnung

tragen. Stadtrat v. Frankenberg, Braunschweig,
behandelte die „Versicherungsreform und die

Betriebskrankenkassen44: Die Betriebskranken¬

kassen stellten die beste Form der Kranken¬

versicherung dar und böten gegenüber den großen
Ortskrankenkassen Vorteile, die sich insbesondere

aus der nahen Verbindung von Betrieb und

Krankenkasse bei den Betriebskrankenkassen

ergäben. Dr. Halbach, Essen, sprach über die

Reformfragen in der Reichsversicherung, über

Arbeitslosenversicherung, Pflichtverbände der

Krankenkassen, Arbeitsgemeinschaften der ver¬

schiedenen Träger der Reichsversicherung und

über das Reichsversorgungsgesetz. Professor

Dr.med. Sieveking, Hamburg, legte in eingehendem

Vortrage dar, daß die Krankenkassen, die bisher

nur in den Versicherungsfällen mit ihren Leistungen
einträten, auch in umfassender Weise bei der

Krankheitsverhütung wie bei der Volksgesundheits¬
pflege im allgemeinen mitwirken können.

Geschäftsbericht der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse der Stadt Eisenberg S.-A. für das

Jahr 1919. Die Einnahmen betragen 443 408 Mk.,
die Ausgaben 402 134 Mk., Zunahme des Ver¬

mögens 118 303 Mk. Da unrichtigerweise die Wert¬

papiere zum Kurswert eingesetzt sind (bekanntlich
muß der Ankaufspreis eingesetzt werden), dürfte

sich die Zunahme des Vermögens noch höher ge¬
stalten. Der Reservefonds hat die gesetzliche
Höhe erreicht. Der durchschnittliche Mitglieder¬
stand betrug 4 906 Personen. Die Kasse zählte

30123 Krankheitstage bei 977 männlichen Mit¬

gliedern und 23 741 Krankheitstage bei 619 weib¬

lichen Mitgliedern. Wöchnerinnenunterstützung
erhielten 136 verheiratete und 12 ledige Per¬

sonen.

Rechtsprechung.
§§ 124, 125, 214 RVO. Das Ausscheiden eines

Versicherten wegen Erwerbslosigkeit tritt an

dem Tage ein, an dem das die Versicherungs¬
pflicht begründende Besch a H ig ungsVerhältnis

aufhört, ohne daß es darauf ankommt, ob der

Versicherte bereits an diesem Tage als erwerbs¬

los betrachtet uerden kann. (Entscheidung des

RVA. vom 28. November 1916, Aktenzeichen IIa

K. 283/16.)
Gründe: Da die sonstigen Voraussetzungen

für den auf § 214 RVO. gegründeten Klage¬
anspruch gegeben sind, war nur zu prüfen, ob

die Verwundung des Klägers vom 23. August 1914

noch in die dreiwöchige Frist dieser Vorschrift

fällt oder die Frist schon vor der Verwundung
abgelaufen war.

Nach § 125 RVO. endet eine nach Wochen

bemessene Frist mit dem Ablauf desjenigen Tages
der letzten Woche, welcher nach seiner Be¬

nennung dem Tage entspricht, in den das Er¬

gebnis oder der Zeitpunkt, von dem ab die Frist

läuft, fällt. Das Ereignis, von dem ab die Frist

des § 214 RVO. läuft, ist nun das Ausscheiden

des Versicherten aus der versicherungspflichtigen
Beschäftigung. Allerdings spricht § 214 RVO.

von einem Ausscheiden „wegen Erwerbslosigkeit44,
und hieraus folgern die Vorentscheidungen in

Übereinstimmung mit dem Bayerischen Ver¬

waltungsgerichtshof, daß ein Versicherter im Sinne

dieser Vorschrift an einem Tage, an dem er noch

während der vollen üblichen Arbeitszeit ge¬

arbeitet habe, nicht ausgeschieden sein könne,
ein Ausscheiden wegen Krwerbslosigkeit vielmehr

erst dann vorliege, wenn sich herausgestellt habe,
daß der Versicherte eine neue Tätigkeit nicht

wieder übernommen habe. Diesen Erwägungen
vermochte das Reichsversicherungsamt nicht bei¬

zutreten.

Wenn § 214 RVO. von einem Ausscheiden

wegen Erwerbslosigkeit44 spricht, so i dies,

wie bereits in der grundsätzlichen Entscheidung
des Großen Senats vom 11. Dezember 1915

(Revisionsentscheidung2137, Amtl.Nachr.des RVA.

1916 S. 335) hervorgehoben worden ist, eine un¬

genaue Ausdrucksweise, da die Erwerbslosigkeit
nicht die Ursache des Ausscheidens eines Ver¬

sicherten aus der Mitglieaschaft ist. dieses Aus¬

scheiden vielmehr seinen allein maßgeblichen

Grund in dem mit dem Aufhören der entgeltlichen
Beschäftigung verbundenen Wegfall der Ver¬

sicherungspflicht hat. Die Worte des Gesetzes

„Scheiden Versicherte wegen Erwerbslosigkeit
aus44 können demgegenüber nur dahin verstanden

werden, daß sich in den Fällen, in denen § 214

RVO. zur Anwendung kommen soll, an das Aus¬

scheiden des Versicherten unmittelbar Erwerbs¬

losigkeit anschließen muß. Wenn daher § 214

RVO. weiter vorschreibt, daß dem Versicherten

der Anspruch auf die Regelleistungen der Kasse

dann verbleibt, wenn der Versicherungsfall „wäh¬
rend der Erwerbslosigkeit und binnen drei Wochen

nach dem Ausscheiden eintritt44, so kann als das¬

jenige Ereignis, von dem ab die Frist läuft, nur

die Beendigung der versicherungspflichtigen Be¬

schäftigung, die zum Ausscheiden aus der Kassen¬

mitgliedschaft führt, betrachtet werden. Die Frage,
von welchem Tage an der Versicherte als erwerbs¬

los zu bezeichnen ist, kann für den Lauf der

Frist um so weniger entscheidend sein, als die

Erwerbslosigkeit kein Ereignis oder Zeitpunkt
im Sinne des § 125 RVO., sondern ein Dauer¬

zustand ist, der durch die rein negative Tatsache,
daß auf das Aufhören der letzten versicherungs¬

pflichtigen Beschäftigung keine neue Arbeits¬

übernahme folgt, begründet wird. Daß sich das

Oberversicherungsamt auf seine abweichende An¬

sicht auf die Revisionsentscheidung 2137 mit

Unrecht beruft, diese vielmehr zu der hier ver¬

tretenen Auffassung führt, ergibt sich aus dem

zuvor Erörterten.

Demgemäß ist die Entscheidung lediglich
davon abhängig zu machen, ob der Kläger schon

am Sonnabend den 1. August oder erst später
durch Aufhören seiner versicherungspflichtigen
Beschäftigung aus der Mitgliedschaft bei der Be¬

klagten ausgeschieden ist, da im ersteren Falle

die Frist des § 214 RVO. schon am Tage vor

seiner Verwundung abgelaufen gewesen, andern¬

falls aber die Verwunduug noch in die Frist

gefallen wäre. Nun ist allerdings als Zeitpunkt
der Lösung eines versicherungspflichtigen Be¬

schäftigungsverhältnisses nicht immer der Augen¬
blick anzusehen, in welchem der Versicherte zu¬

letzt Arbeit geleistet hat; es wird vielmehr in

den Fällen, in denen das Beschäftigungsverhältnis
durch den Arbeiter oder Arbeitgeber freiwillig
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gelöst wird, erforderlich sein, daß der Wille, das

Beschäftigungsverhältnis nicht weiter fortzusetzen,
erkennbar hervorgetreten ist (vgl. Iloffmann,
Kommentar zum Zweiten Buche der Reichsver¬

sicherungsordnung, Anmerkung 23a zu § 165).
Das gleiche Erfordernis kann aber in den Fällen,
in denen äußere Umstände eine Fortsetzung des

Beschäftig ungsVerhältnisses unmöglich machen,
nicht aufgestellt werden; hier ist vielmehr das

Beschäftigungsverhältnis schon in dem Augenblick
als gelöst zu betrachten, in dem objektiv fest¬

steht, daß eine Wiederaufnahme der Arbeit nicht

erfolgen kann. Da nun am 1. August 1914 die

Mobilmachung erfolgte und schon an diesem Tage

feststand, daß der Kläger sich am ersten Mobil¬

machungstag, also am 2. August 1914, zum Kriegs¬
dienst stellen mußte, so war schon am 1. August
für den Kläger die Fortsetzung seiner Arbeit bei

der Firma B. unmöglich geworden, und er war

schon an diesem Tage aus seinem Beschäftigungs¬
verhältnis und damit aus der Mitgliedschaft der

beklagten Kasse ausgeschieden.
Ist nach alledem das Ereignis, von dem ab

die Frist des § 214 RVO. läuft, schon am

1. August 1914, einem Sonnabend, eingetreten, so

endete die Frist am Sonnabend den 22. August
1914, und der Kläger kann aus der am 23. August
1914 erlittenen Verwundung keine Ansprüche
mehr gegen die Beklagte erheben.

55 201, 1694, 1695 RVO. Der Anspruch auf

Zahlung von Sterbegeld als solcher ist re-

vlsionsffihlg. Entscheidung des RVA. vom

7. Januar 1920, Aktenzeichen IIa K 115 19. (Amtl.
Nachr. 1920, Heft 2, Seite 180).

Im Streite befindet sich der Anspruch auf

Sterbegeld. Mit Unrecht bezweifelt die Beklagte
die Zulässigkeit der Revision unter Berufung
auf § 1695 Nr. 2 RVO. Nach dieser Vorschrift

ist die Revision in Unterstützungsfällen der

Krankenversicherung ausgeschlossen, in denen

der Kranke nicht oder, wie hier, weniger als acht

Wochen arbeitsunfähig gewesen ist. Es kann

zweifelhaft erscheinen, ob danach die Revision

auch in solchen Fällen unzulässig ist, in denen

bei einer weniger als acht Wochen dauernden,
durch den Tod des Kranken beendigten Arbeits¬

unfähigkeit nur das Sterbegeld eingeklagt wird.

Dies ist nicht anzunehmen. Denn der § 1695 Nr. 2

RVO. bezieht sich überhaupt nicht auf Ansprüche
auf Zahlung von Sterbegeld. Er hat vielmehr

nach «einem Wortlaut nur solche Unterstützungs¬
fälle im Auge, bei denen der Versicherte krank

und nicht oder weniger als acht Wochen arbeits¬

unfähig war. Demnach betrifft die Vorschrift

lediglich Ansprüche auf Krankenhilfe (§§ 182 bis

194 RVO.), d. h. solche, deren Entstehen von

einer Erkrankung und gegebenenfalls von der

Arbeitsunfähigkeit des Versicherten abhangig ist,
nicht aber Ansprüche auf Sterbegeld, bei denen

der Tod des Versicherten den Versicherungsfall
bildet. Es ist also vorliegend für die Frage der

Zulässigkeit der Revision ohne Bedeutung, daß

der verstorbene Versicherte weniger als acht

Wochen arbeitsunfähig krank gewesen ist. Die

Entscheidung 2400 (Amtl. Nachr. des RVA. 1917,
S. 640) steht dieser Ansieht nicht entgegen, weil

es sich In jenem Streitfall um i ine streitige
Krankenhilfeleistung, nicht um Sterbegeld han¬

delte. Nur bei Streit über die Hohe des Sterbe¬

geldes ist die Revision nach der ausdrücklichen

Vorschrift des § 1695 Nr. 1 RVO. ausgeschlossen.
Der Anspruch auf Sterbegeld als solcher ist da¬

gegen, da keine der übrigen Ausnahmen des

§ 1695 RVO. auf ihn zutreffen, nach § 1694 a.a.O.

revisionsfähig.

§§ 234. 258 RVO. Die Angestellten einer

Genossenschaft gehören zur Allgemeinen Orts¬

krankenkasse und nicht zur Innungskranken¬
kasse. (Entscheidung des Oberversicherungsamts
Berlin vom 17. April 1920 — Aktenzeichen V

B. K. 276/19.)

Die von der Genossenschaft, die als solche

bei dem Amtsgericht Berlin-Mitte eingetragen ist,
beschäftigten Angestellten sind, wie einwandfrei

aus den Bekundungen des als Zeugen vom Ober¬

versicherungsarnt gehörten Genossenschaftsvor¬

sitzenden hervorgeht, Angestellte der Genossen¬

schaft und nicht etwa Angestellte der einzelnen

Genossenschaftsmitglieder. Sie werden zwar von

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft, denen

die Leitung besonderer Gruppen übertragen ist,

angestellt und besoldet, Anstellung und Besoldung
findet aber im Namen der Genossenschaft statt,
die insbesondere auch für die Beschaffung der

erforderliehen Geldmittel aufkommt. Die Ge¬

nossenschaft ist als solche nicht Mitglied der

Fleischerinnung und kann auch nicht Mitglied
sein, da nur natürliche Personen die Mitglied¬
schaft erwerben können. Die von ihr Angestellten
sind daher bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse

und nicht bei der Beschwerdeführerin versiche¬

rungspflichtig. Unerheblich ist bei der Beurteilung
der Sachlage, ob, was im übrigen in keiner Weise

erwiesen ist, sämtliche Genossenschaftsmitglieder
auch Innungsmitglieder sind, denn sie sind eben

nicht die Arbeitgeber, sondern es ist die nicht

zur Innung gehörige Genossenschaft.

Diese Entscheidung ist endgültig.

§ 705 RVO. I. Bei Streit Ober Schadenersatz¬

anspruch des Versicherungsträgers an einen

Angestellten sind die ordentlichen Gerichte zu¬

standig. II. Die Vorenthaltung der Teuerungs¬
zulage, welche den Charakter einer Strafmaß-

nähme trägt, ist unstatthaft. (Entscheidung des

RVA. vom 26. April 1920, dritter Beschlußsenat.)

Nach § 705 Abs. 1 RVO. entscheidet der Be¬

schlußsenat des Reichsversicherungsamts auf Be¬

schwerden in Streitigkeiten aus dem Dienst¬

verhältnis der der Dienstordnung unterstehenden

Angestellten, wenn es sich um Kündigung, Ent¬

lassung, Geldstrafe von mehr als 20 Mk. oder

vermögensrechtliche Ansprüche handelt. Das

Reichsversicherungsamt kann daher in eine sach¬

liche Prüfung der Antrage des Beschwerdeführers

nur dann eintreten, wenn es sich um „Streitig¬
keiten aus dem Dienstverhältnis44 handelt und der

Gegenstand der Beschwerde zu den im § 705 a. a. O.

bezeichneten gehört. Die Erklärung des Sektions¬

vorstandes, die Kosten der Reparatur der Schiebe-

-türe in Höhe von 8,80 Mk. von der dem Be¬

schwerdeführer an sich unbestritten zustehenden

Teuerungszulage für den Monat Februar 1919 in

lreehnung zu bringen, also insoweit aufzurechnen,

ist nicht aus dem Dienstverhältnis selbst her¬

zuleiten. Es handelt sich vielmehr um einen

Schadensersatzanspruch, der von den vermögens¬
rechtlichen Ansprüchen aus dem Dienstverhältnis

unabhängig ist. Für Streitigkeiten aus solchen

Ansprüchen ist die Zuständigkeit der ordentlichen

Gerichte gegeben. Der Beschlußsenat kann daher

eine sachliche Prüfung im vorliegenden Falle

nicht treffen und mußte infolgedessen die Be¬

schwerde, insoweit sie auf Zahlung des auf¬

gerechneten Betrages von 8,80 Mk. gerichtet ist.

als unzulässig zurückweisen.
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Auch dem Verlangen des Beschwerdeführers

auf Aufhebung des strengen Verweises mußte

der Erfolg versagt werden. Der Beschlußsenat

kann nach § 705 RVO. nur über die Rechtmäßig¬
keit von Disziplinarstrafen entscheiden, soweit es

sich um Entlassung oder Geldstrafen von mehr

als 20 Mk. Die Beschwerde mußte deshalb auch

insoweit, ohne daß eine sachliche Prüfung erfolgen
konnte, als unzulässig zurückgewiesen werden.

Die von dem Beschwerdeführer begehrten
erhöhten Teuerungszulagen, die ihm durch Be¬

schluß vom 10. Mai 1919 vorenthalten sind, stellen

vermögensrechtliche Ansprüche dar, die aus dem

Dienstverhältnis hergeleitet werden. Das Reichs¬

versicherungsamt hat in wiederholten Entschei¬

dungen bereits ausgesprochen, daß ein klagbarer
Anspruch auf Teuerungszulagen insoweit besteht,
als sie den Angestellten durch Beschluß des zu¬

ständigen Genossenschaftsorgans zugebilligt
worden sind. Inwieweit dies geschieht, muß dem

pflichtmäßigen Ermessen des Vorstandes über¬

lassen bleiben, der hierbei lediglich an Gesetz

und Dienstordnung gebunden ist. Er darf jedoch
sein Recht, über die Höhe und über die Frage,
welchen Angestellten die Teuerungszulage zuzu¬

billigen ist, zu entscheiden, nicht dazu benützen,
um sich über die Bestimmungen der Dienstordnung
hinwegzusetzen. Dies hat der Sektionsvorstand

jedoch im vorliegenden Falle getan. Denn der

Beschluß des Sektionsvorstandes vom 10. Mai 1919,
durch den der Beschwerdeführer zunächst von

jedweder weiteren Zulage ausgeschlossen war

„bis er durch sein äußeres Verhalten dartut, daß

er sich der Geschäftsanweisung und den damit

in Zusammenhang stehenden Anordnungen des

Geschäftsführers fügt und ein Verhalten an den

Tag legt, wie es in einem geordneten Geschäfts¬

betrieb auch nach außen durchaus erforderlich ist44,
stellt nach der Überzeugung des Senats eine Straf¬

maßnahme dar; die Entziehung der Teuerungszulage
war, wies ich aus der ganzen Fassung desBeschlusses
uhd aus der Aufnahme in den Verweis selbst

ergibt, als Strafe gedacht und sollte als solche

wirken. Eine solche Strafmaßnahme verstößt

jedoch gegen § 26 Ziffer 3 der Dienstordnung,
wonach als Ordnungsstrafe — neben mündlicher

Verwarnung und schriftlichem Verweis — nur

Geldstrafe bis zum Betrage des einmonatigen
Diensteinkommens zulässig ist. Durch die Vor¬

enthaltung der erhöhten Teuerungszulagen wird

der Beschwerdeführer, wie auch der Sektions¬

vorstand zugegeben hat, um 660 Mk. geschädigt,
während das volle Monatsgehalt einschließlich

Wohnungsgeld nur 182,50 Mk. betrug. Aber auch

eine Vorenthaltung der Teuerungszulagen in Höhe

des für Geldstrafen gesetzten Höchstbetrages ist

nicht zulässig, weil die Zulage, wie schon gesagt,
nicht einem einzelnen Angestellten strafweise

vorenthalten werden kann. Der Beschwerde war

deshalb insov/eit stattzugeben und die Berufs¬

genossenschaft für verpflichtet zu erklären, dem

Beschwerdeführer die vorenthaltene Teuerungs¬
zulage in Höhe von 660 Mk. zu zahlen.

Eine in ihrer Bedeutung für die Sozial-

versicherungstrfiger wichtige Verbindlichkeits¬

erklärung eines Schiedsspruchs durch den Ober¬

präsidenten als Demobilmadiungskommissar für

Groß-Berlin vom 11. Mai 1920. Tgb.-Nr. D.M. IIa

30 640.

Im Schiedsstreit der Angestelltenausschüsse
der Hauptverwaltung und der Sektion I der Nord¬

östlichen Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft,
in Gemeinschaft mit dem Zentralverband der An¬

gestellten gegen die Nordöstliche Eisen- und

Stahl - Berufsgenossenschaft, Hauptverwaltung
Berlin N 4, wird der vom SchlichtungsausschuD
Groß-Berlin am 11. Februar 1920 gefällte Schieds¬

spruch hiermit für verbindlich erklärt zu Punkt 1

und 2. Zu Punkt 3 kommt eine Verbindlich¬

erklärung nicht in Frage, da beide Parteien über¬

einstimmend den Wunsch geäußert haben, die

Festsetzungen der Teuerungszuschläge zu den

Gehaltssätzen in erneuten privaten Verhand¬

lungen zu regeln. Die Zuständigkeit des Schlich¬

tungsausschusses und des Demobilmachungs-
kommissars für den vorliegenden Streitfall ist

zweifelsfrei.

Gründe: Es ist nicht zu verkennen, daß die

DemobilmachungsVorschriften mit § 705 RVO. in

der Frage der Zuständigkeit dem Wortlaut nach

kollidieren. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen,
daß die Demobilmachungsverordnungen, die an

sich Gesetzeskraft haben und infolgedessen als

die jüngere Gesetzgebung nach allgemeinen Grund¬

sätzen vor den einschlägigen Bestimmungen der

Reichsversicherungsordnung den Vorrang einzu¬

nehmen hätten, lediglich für die Zeit der wirtschaft¬
lichen Demobilmachung erlassen sind und in ab¬

sehbarer Zeit aufhören werden, in dieser Form zu

bestehen. Die Geltung des § 705 RVO. dürfte

daher für die Dauer des Bestehens der Demobil¬

machungsverordnungen nur vorübergehend sus¬

pendiert, nicht aber gänzlich aufgehoben sein.

Es wird der Neugestaltung des Schlichtungs¬
wesens in der kommenden Schlichtungsordnung
überlassen werden müssen, eine endgültige Klä¬

rung der Zuständigkeitsfrage herbeizuführen.

Der Demobilmachungskommissar ist daher

befugt, und zwar auch in Lohnstreitigkeiten der

Berufsgenossenschaften mit ihrer Angestellten¬
schaft — soweit es sich bei letzterer um Gesamt¬

streitigkeiten nach Maßgabe des § 20 der Verord¬

nung vom 23. Dezember 1918 handelt — die ihm

auf Grund der Demobilmachungsvorschriften über¬

tragenen Funktionen auszuüben.

Für den Ausspruch der Verbindlicherklärung
zu Punkt 2 des Schiedsspruchs war die Erwägung
maßgebend, daß in der Tat schon in der Zeit

vom 1. Januar 1919 bis 31. März 1919 die Gehälter

der Angestelltenschaft bei der hier fraglichen
Berufsgenossenschaft im Vergleich zu denjenigen
anderer Berufsgenossenschaften aufbesserungs¬
bedürftig waren. Die Angestellten haben bereits

Ende 1918 gerade für die hier fragliche Zeit eine

Aufbesserung ihrer Gehälter angeregt. Die all¬

gemeine Regelung, die mit Wirkung vom 1. April
1919 einsetzte, ist jedoch der Sonderregelung
zuvorgekommen und hat diese zunächst hintan¬

gestellt. Unter diesen Umständen erscheint eine

Aufbesserung für die Zeit vom 1. Januar 1919 bis

zum 31. März 1919 nicht unbillig, wenngleich sich

die Angestelltenschaft zur Begründung ihrer

Forderungen nicht ohne weiteres auf den Schieds¬

spruch vom 9. August 1919 beziehen kann.

Übersicht.

§§ 122, 368 RVO. Gewährt eine Krankenkasse

bei Zahnkrankheiten die ärztliche Behandlung
durch approbierte Ärzte, so darf sie die Bezahlung

approbierter Zahnärzte, von dringenden Fällen

abgesehen, ablehnen. (Entscheidung des RVA.

vom 31. Januar 1916, Aktenzeichen IIa K 262 15.

Amtl. Nachr. des RVA. 1916, Heft 4, S. 422.)

§§ 128, 1459 RVO. 1. Durch Zustellung einer

Entscheidung des Versicherungsamts nach § 1459

Abs. 1 RVO., in der keine Rechtsmittelbelehrung
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enthalten ist, wird die Beschwerdefrist nicht in

Lauf gesetzt. 2. Die versäumte Mitteilung des

Ergebnisses einer Beweisaufnahme an einen Be¬

teiligten in einem nach § 1459 Abs. 1 RVO. an¬

hängigen Verfahren ist ein wesentlicher Mangel
des Verfahrens. (Entscheidung des RVA. vom

29. Dezember 1919, Aktenzeichen II 6629/19. Amtl.

Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 186.)

Ift 147, 1488, 1493 RVO. Wenn die Landes¬

versicherungsanstalten nach §§ 1488 und 1493 RVO.

gegen eine eingetragene Genossenschaft wegen
nicht genügender Markenverwendung Straf¬

verfügungen erlassen wollen, so haben sie zu¬

nächst den Schuldigen zu ermitteln. Findet eine

solche Ermittlung nicht statt, weil mit Rücksicht

auf die Verjährungsfrist des § 147 RVO. Schwierig¬
keiten entstehen oder weil andere Gründe vor¬

liegen, so ist der Vorstand der Landesversiche¬

rungsanstalt berechtigt, gegen die einzelnen Vor¬

standsmitglieder der eingetragenen Genossen¬

schaft namentlich Strafverfügungen zu erlassen.

Hierbei wird von der Vermutung ausgegangen,
daß zunächst die sämtlichen Vorstandsmitglieder
ein Verschulden trifft, wie es die Anwendung des

§ 1488 RVO. voraussetzt. In diesem Falle haften

die sämtlichen Vorstandsmitglieder der ein¬

getragenen Genossenschaft als Gesamtschuldner
Für die gegen jeden einzelnen festgesetzte Strafe.

Mit der Bezahlung der Strafe durch ein Mitglied
werden die anderen Mitglieder von der Verpflich¬
tung, die Strafe zu entrichten, befreit. (Entschei¬
dung des RVA. vom 20. Dezember 1915, Akten¬

zeichen II 4472,15. Amtl. Nachr. des RVA. 1916,
Heft 3, S. 385.)

ftft 182, 368 RVO. Ein dringender Fall im

Sinne des § 368 RVO. liegt auch dann vor, wenn

sich die Verschaffung der notwendigen spezial¬
ärztlichen Behandlung eines Versicherten dadurch

verzögert, daß ihm die Inanspruchnahme des

Kassenspezialarztes durch das Verhalten der Kasse

und des Vertreters eines Kassenarztes unmöglich
gemacht wird. 2. Eine Röntgenbestrahlung ist als

ärztliche Behandlung, nicht als Heilmittel im Sinne

des § 182 Nr. 1 RVO. anzusehen. (Entscheidung des

RVA. vom 4. April 1916, Aktenzeichen IIa K46/16.
Amtl. Nachr. des RVA. 1916, Heft 5, S. 482.)

ft 258 RVO. Entscheidungen nach § 258 RVO.

können nicht mit rückwirkender Kraft erlassen

werden. (Entscheidung des RVA. vom 6. Mai 1916,
Aktenzeichen II K 251/16. Amtl. Nachr. des RVA.

1916, Heft 7, S. 559.)

ftft 397, 531 RVO. Zu den „rückständigen
Beträgen44 im Sinne des § 531 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1

RVO. gehören auch Beträge, die nach § 397 Abs. 1

a. a. O. für verspätet abgemeldete Versicherungs¬
pflichtige bis zur Abmeldung nachzuzahlen sind.

Die Kassen können daher einem wegen ver¬

späteter Abmeldung bestraften Arbeitgeber nach

§ 531 Abs. 2 a. a. O. das Ein- und Fünffache dieser

Beträge auferlegen. (Entscheidung des RVA. vom

24. März 1916, Aktenzeichen II K 181/15. Amtl.

Nachr. RVO. 1916, Heft 5, S. 487.

ft 405 RVO. Über einen Anspruch auf Rück¬

zahlung der Beiträge ist auch dann im Verfahren

nach § 405 Abs 2 RVO. zu entscheiden, wenn be¬

reits rechtskräftig feststeht, daß der Rückfordernde

weder versicherungspflichtig noch -berechtigt war.

(Entscheidung des RVA. vom 22. Januar 1916,
Aktenzeichen II K 863/15. Amtl. Nachr. des RVA.

1916, Heft 4, S.434.)
ft 520 RVO. Bei Anträgen auf Grund des

§ 520 Abs. 1 RVO. braucht der Beitritt zur Ersatz¬

kasse nicht bereits bei Einreichung des Antrages
nachgewiesen zu werden. (Entscheidung des RVA.
vom 22. Januar 1916, Aktenzeichen II K 3/16. Amtl
Nachr. des RVA. 1916, Heft 4, S. 435.)

ft 537 RVO. Der Betrieb einer Badeanstalt
im Sinne des § 537 Abs. 1 Nr. 4 RVO. ist nur

dann anzunehmen, wenn für die Zwecke des
Badens größere Einrichtungen getroffen sind.
Dies ist im allgemeinen dann der Fall, wenn für
die Zwecke des Badens, d. h. die Bereitung, Reini¬

gung und Beaufsichtigung der Bäder, von ver¬

sicherungspflichtigen Personen im Jahre durch¬
schnittlich 50 volle zehnstündige Arbeitstage auf¬

gewendet werden. (Entscheidung des RVA. vom

24. Juli 1915, Aktenzeichen I 5754/15. Amtl. Nachr.
des RVA. 1916, Heft 4, S. 410.)

ft 610 RVO. Rentenminderung durch Ver¬

gleich von einem in der Zukunft liegenden Zeit¬

punkt ab ist unzulässig. (Entscheidung des RVA.

vom 10. September 1915, Aktenzeichen I 7300/15.
Amtl. Nachr. des RVA. 1916, Heft 4, S. 410.)

ftft 752, 758 RVO. 1. Wenn die Berufsgenossen¬
schaft auf Grund des § 752 RVO. den Lohnnach¬

weis selbst aufgestellt oder ergänzt hat, so steht

dem Unternehmer, der bestreitet, den Lohnnach¬

weis verspätet oder unvollständig eingereicht zu

haben, trotz der Vorschriften des §758 Abs.2 und 3

daselbst das instanzmäßige Beschwerdeverfahren

offen. 2. Nicht jede Unrichtigkeit des Lohnnach¬

weises, durch die sich eine zu niedrige Lohn¬

summe ergibt, macht den Lohnnachweis „unvoll¬

ständig44 im Sinne des § 752 a. a. O. Unvollständig
ist ein Lohnnachweis aber jedenfalls dann, wenn

ein nach äußerlichen Merkmalen abgrenzbarer Teil

der Löhne fortgelassen ist. (Entscheidung des

RVA. vom 7. August 1915, Aktenzeichen I 5247/15.
Amtl. Nachr. des RVA. 1916, Heft 4, S. 411.)

ftft 1259, 1624 RVO. Es bedarf keiner münd¬

lichen Verhandlung vor dem Versicherungsamte,
wenn bei einem Anspruch auf Waisenrente die

Entscheidung über Erfüllung der Wartezeit des

verstorbenen Versicherten von der Feststellung
des Beginns seiner Invalidität abhängt. (Ent¬
scheidung des RVA. vom 28. März 1916, Akten¬

zeichen IIa 1600/15. Amtl. Nachr. des RVA. 1916,
Heft 5, S. 483.)

Literatur.

Die Erwerbslosen-Fürsorge in der Fassung vom

26. Januar 1920. Von G. Leppert, Verwalter des

Arbeitsamts Ettlingen. Verlag der G.Braunschen

Hofbuchdruckerei in Karlsruhe. Preis 3,50 Mk.

Diese Zusammenstellung enthält den Text

des neuen Gesetzes vom 26. Januar 1920 mit Er¬

läuterungen und Ausführungsvorschriften, ferner

die neue Verordnung über Einstellung und Ent¬

lassung von Arbeitern und Angestellten vom

12. Februar 1920, die Bekanntmachung über Frei¬

machung von Arbeitsstellen vom 9. November 1919,
die Verordnung über Arbeitsvermittlung vom

11. Juni 1919. Besonders die Erläuterungen bilden

einen wesentlichen Vorzug dieses Buches, sie

erklären die Ausführung der amtlichen Be¬

stimmungen in sachlicher Gliederung alphabetisch
nach Stichwörtern geordnet. Diese aus der Praxis

entstandene Anleitung wird allen beteiligten
Stellen, Arbeitsämtern wie Arbeitgebern und

Arbeitnehmern, die besten Dienste leisten.

Vorstehende Werke sind sämtlich auch

durch die Buchhandlung C. Giebel, Berlin SO. 26,

Oranienstraße 40-41, zu beziehen.
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